Amts- Blatt 


der Königlichen Regierung zu M 


Nro. 5. 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Central⸗Behörden. 
Bekanntmachung. 

Die in Bezug auf den Beitritt zur Kö. iglichen 
alle emeinen Witiwen⸗Verpflecungs⸗Anſtalt zu beobach⸗ 
tenden allgemeinen Vorſchriſten werden nachſtehend mit 
dem Bemerken bekannt gemacht, daß es im eignen In⸗ 
teceſſe der heiheiligien Perſonen liegt, ſich zur Ver⸗ 
muüdung von Verzögerungen der Aufnahme, Portokoſten 
und ſonſtigen Weiterungen genau nach dieſen Vor⸗ 
ſchriften zu richten. 

I. Aufnabmefähig ſind: 

1) alle im unmittelbaren Staatsdienſte angeftellte Eivil- 
beamte, welche nach dem Geſetz vom 27. Mär; 
1872 (Geſ. S. S. 268) penſionsberechtigt ſind. 

Die unter dem Vorbehalte des Widerrufs oder 
der Kündigung angeſtellten Beamten haben einen 
Anſpruch auf Penſion und folglich auf die Auf⸗ 

nahme nur dann, wenn ſie eine in den Beſol⸗ 
dungs⸗Etats aufgeführte Stelle bekleiden. 

2) Die Civilbcamten des D hen Reiches, 
welche Preußiſche Unterthane und vom Kaiſer 
angeſtellt find, oder zu denjenigen Poſt⸗ oder Te⸗ 
legraphenbeamten gehören. deren Anftelung ver 
faſſungegemäß der Preußiſchen Landesregierung 
zuſteht Art. 80 der Reichs verfaſſung). Diejenigen 
von den un? 1. und 2. b.zeichreten Beamten, 
der en penſtone berechtigtes Dienſteirkommen die 
Summe von 250 Thalern nicht überfleist, dürfen 
nur eine Wittwenpenſion von höchſt us 50 Tolrn 
verfichern. 

Aſſeſſoren bei den Regierungen, Obergerichten, 
Rheiniſchen Landgerichten und Bergämtern, welche 
noch kein Di nfeinfommen aus der Staats⸗Kaſſe 

b:pehin, Sowie die bei den Auseinande ſetzungs⸗ 

Behörden dauernd beſchäftigten Oekonomie Commiſ⸗ 

farien, denen ein Aaſpruch auf Penſion nod nicht 

beigelent iſt. — alle dieſe jedoch mit der Beſchrän 
kung auf die Verſicherung einer Wittwenper ſion 
von pöchtens 100 Thalern, vorbehalilich Ipätereı 

Erhöhung derſelben. 

) Die Profeſſoren bei den Univerſitäten, wenn ſie mit 

\ einer fixirten Beſoldung angeſtellt ſind. 

Die im eigentlichen Seelſorger⸗Amte, ſowohl unter 

Königlichen als unter Privat⸗Patronaten angeſtell⸗ 

ten Geiſtlichen, ſowte die ordinirten und zu einem 
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— 


Marienwerder, den 30. Januar. 


| 


| 


| 


Seelſorger⸗Amte berufenen Hültsgeiftlihen. 
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1878. 


— 


6) Die im unmittelbaren Staate dienf gestellten, 

nah § 6. des G ſetzes vom 27. März 1872 pen⸗ 
ſio sberech igten Leh er und Beamten an Am 
nagen, Progymnaſien, Real ch Un, Schuller er⸗ 
Sem'narien, Taubſtumme : un e 
Ku iſt⸗ und löheren Bürger ſchulen, om auch 
andere an Gymnaſten und diefen gleich zu ach⸗ 
tenden Anſtalten, an Schullehrer Seminarien, 
an höheren und an allgemeinen Stadtſchulen ange⸗ 
ſtellte wirkliche Lehrer, mit Ausſchluß der Hülfs⸗ 
lehrer und der Lehrer an ſolchen Klaſſen derſelben, 
welche als eigentliche Elementarklaſſen nur die Stelle 
einer mit jenen Anſtalten verbundenen Elementar⸗ 
ſchule erſetzen. 

In Betreff derjenigen Beamten und Hülfs⸗ 
lehrer der unter 5. bezeichneten Anſtalten, ſo vie 
der Lehrer an den mit letzteren verbundenen Ele⸗ 
mentark aſſen, deren penſionc berech ist“ Wienſi⸗ 
einkommen die Summe von 250 Thalern licht 
überfteigt, findet die Beſtimmung zu 2. a. E. In 
wendung. 

8) Die reitenden Feldjäger. 

Die wegen Aufnahme der Hofdien er und eis 
niger anderer Veamtenklaſſen beſtezenden beſon⸗ 
deren Biſtimmunen k men hier nicht in Ber 
racht. 

II. Wer der Königlichen allgemeinen Wittwen⸗ 
Verpflegungs⸗Anſtalt beitreten will, hat vorzulegen: 

a, ein Atteſt feiner vorgeſetzten Behörde, daß er zu 
einer der genannten Klaſſen gehöre, alſo zu I. 1. 
ausdrücklich darüber, daß er ein penſionsfahiges 
Gehalt und event. zu welchem jährlichen Betrage 
beziehe, zu l. 2. darüber, daß er entw de Preußi⸗ 
ſcher Unterthan und durch Seine Majeſtät den 
Kaiſer angenellt ſei, oder daß er z deni nan 
Reichsbeamten gel öre, deren Antellung der Preußi⸗ 
ſchen Landesregierung vorb halten i, und über 
das Gehalt; zu I. 3. wegen der Oeconomie Com⸗ 
miſſarien, daß er bei einer Auseinanderſetzungs⸗ 
Behörde dauernd beſchäftigt ſei; zu I. 5. wegen 
der Hülfsgeiſtlichen ein Atteſt des b te ffesden 
Superintendenten oder Conſiſtoriu ms; zu 1 6. u. 
7. ein Atteſt der Reglerung oder des Prooinzial⸗ 
Schulcollegiums darüber, daß der Aufzunehmende 
ſich in dem betreffenden, zur A fnabme 
berechtigten Verhältniſſe befinde u. . m. Nu: 
die Geistlichen und die bei den Reglecungen vad 


— 


Ausgegeben in Marienwerder den 31. Januar 1878. 


Obergerichten oder anderen Landes⸗Collegien als] e. 
wirkliche Näthe angeſtellten Staatsbeamten be⸗ 
dürfen über ihre Stellung keines beſonderer 
Rachweiſes. ’ 

Heiraths⸗Conſenſe können nur dann die Stelle 
ſolcher Attefte vertreten, wenn in denſelben das 
Verhältniß, welches den obigen Beſtimmungen zur 
Aufnahme in unſere Anſtalt berechtigt, beſonders 

* und beſtimmt ausgedrückt, auch event. das pen⸗ 
ſionsfähige Dienſt⸗Einkommen des Beamten (I. 
1. 2. und 6.) angegeben ift. Verſicherungen, welche 
die Recipienden ſelbſt über ihre Stellung abgeben 
oder einfache Beſcheinigungen einzelner Behörden 
„daß N. N. berechtigt oder verpflichtet ſei, der 
Königlichen allgemeinen Wittwen⸗Verpflegungs⸗ 
Anſtalt beizutreten“, genügen nicht. 
b. Förmliche Geburts⸗Atteſte beider Gatten und einen 
Copulationsſchein. Die in dieſen Documenten 
vorkommenden Zahlen müſſen mit Buchſtaben aus⸗ 
gejehricben ſein und die Vor⸗ und Zunamen beider 
heleute in den Geburtsſcheinen müſſen mit den 
Angaben des Copulationsſcheins genau überein» 
ſtimmen. 

Bloße Taufſcheine ohne beſtimmte Augabe der 
Geburtszeit find ungenügend; find ſolche An⸗ 
gaben im Copulationsſcheine vorhanden, ſo können 
fie als Erſatz etwa fehlender beſonderer Geburts⸗ 
Attefte nur dann gelten, wenn die Trauung in ber 
ſelben Kirche erfolgt iſt, in welcher die Taufe voll⸗ 


zogen wurde, und wenn die Copulations⸗ und zunehmende Gend'armen ſind jedoch ausnahmsweise 
Geburts⸗Angaben ausdrücklich auf Grund der Kir⸗ auch die Gertififate von Gend'armerie⸗Offtzieren und 
chenbücher einer und derſelben Kirche gemacht für im Auslande angeſtellte Beamte diejenigen ihrer 
werden. vorgeſetzten Dlenſtbekörde zuläſſig, wenn die Ber 
Der Un erſch ift und der C crakterbezeichnung ſcheinigurg der Orte polizei Behörde nur mit beſon⸗ 


ſtehen, 
Orts obrigkeit unter Beidruckung des Dienſtfiegels 
beglaubigt ode; f 
unter Beidruckung des demſelben zuſtehenden 
Kirchen ſiegels mit vollzogen fein. Auch find dieſe 
Dokumente ſtempelfrei, den Predigern aber iſt es 
nachgelaſſen, 
Zeugniſſe kirchliche Gebühren, jedoch höchſtens im 
Betrage von 7 Sgr. 6 Pf. zu fordern. 


der Mitgliedſchaft bei unſern Akten verbleiben müſ⸗ 


ſen, ſo iſt denjenigen Recipienden, die fie etwa auf ſpäteſtens 
ſpäter auch zu dort aus 
unfere An⸗ nicht bis 
anzurathen, nicht vollſtändig belegt worden find, werden von den 
Königlichen Kaſſen und Commiſſarien zurückgewieſen und 
ſtempelfreie beglaubigte Ab, können nur noch bis zum Ablaufe der Monate Marz 
ſchriften zugehen zu laſſen, jedoch mit dem aus drück ⸗ und nittel N 
uns ſelbſt eingefandt werden, dergeſtalt, daß fie ſpa teſtend 
am 31. März oder 30. Sept mber hier eingehen. 


Stempelpapier einreichen und alſo 
anderen Zwecken als zum Einkauf in 
ſtalt benutzen können, beſonders 
von vorn herein uns zu unſern Akten nicht die 
Originalien, ſondern 


lichen Vermerke des vidimirenden Beamten, daß 
Originalien die Kirchenſiegel beigedruckt ſeien. 


unſerer Anſtalt, oder, 
find, von vier anderen 
dahin bekräftigt werden: 


ertheilt werden; 


fikat dürfen nie vor dem 16. Januar oder 
datirt ſein, je nachdem die Aufnahme zum 
oder 1. Oktober erfolgen ſoll, und die oben vorgeſchrie⸗ 
bene Form muß in allen Theilen Wort für Wort genau 
beobachtet werden. 


und 1. Oktober eines jeden Jahres 


für Ausfertigung eines jeden ſolcher und dieſe durch eine Königl. 

aupt⸗ 
Feumniſarten bewirken will, 
Da die Kirchenzeugniſſe bis nach Beendigung trag und die zu II. 
April oder 1. 
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Ein ärztliches, von einem approbirten practiſchen 
Arzte ausgeſtelltes, ebenfalls ſtempelfreies Atteſt 
folgender Faſſung: 

Ich (der Arzt) verſichere hierdurch auf meine 
Pflicht und an Eidesſtatt, daß nach meiner beſten 
Wiſſenſchaft Herr N. N. weder mit der Schwind⸗ 
ſucht, Waſſerſucht, noch einer andern chroniſchen 
Krankheit, die ein baldiges Abſterben befürchten 
ließe, behaftet, auch überhaupt nicht krank, noch 
bettlägerig, ſondern geſund, nach Verhältniß ſei⸗ 
nes Alters bei Kräften und fähig iſt, ſeine Ge⸗ 
ſchäfte zu verrichten.“ 

Dieſes Atteſt des Arztes muß von vier Mitgliedern 
wenn ſolche nicht vorhanden 
bekannten redlichen Männern 


„daß ihnen der Aufzunehmende bekannt ſei und 
fie das Gegentheil von dem, was der Arzt atte⸗ 
ſtirt habe, nicht wiſſen.“ 

Wohnt der Recipiend außerhalb Berlin, fo iſt noch 


außerdem ein Certifikat hinzuzufügen, dahin lautend: 


„daß ſowohl der Arzt als die vier Zeugen 
das Atteſt eigenhändig unterſchrieben haben, auch 
keiner von ihnen ein Vater, Bruder, Sohn, 
Schwiegerſohn oder Schwager des Aufzunehmen⸗ 
den oder der Frau deſſelben ſei.“ 

Dieſes Certifikat darf nur von Notar und Zeugen, 


von einem Gerichte oder von der Ortspolizei⸗Behörde 
bei den Geſundheits⸗Atteſken für auf⸗ 


deren U koden oder überhaupt nicht zu erlangen iſt. 


Das Atteſt, die Zeugen⸗Ausſagen und das Certi⸗ 
16. Juli 
1. April 


III. Die Aufnahme Termine ſind der 1. April 


Wer alſo nach I. zur Reception berechtigt iſt 
Regierungs⸗ reſp. Bezirks⸗ 
oder durch einen unſerer 
hat an dieſelben feinen Au- 
genannten Documente vor dem 1. 
Oktober ſo zeitig einzureichen, daß ſie 
bis zum 15. März oder 15. September von 
bei uns eingehen können. Anträge, welche 
zu dieſem Zeitpunkte gemacht und bis dahin 


oder Inſtitutenkaſſe, 


September in portofreien Briefen unmittelbar an 
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In der Zwiſchenzeit der vorgeſchriebenen Termine vom 19. Auguſt 1874 bringe ich die erfolgte Er⸗ 
yerben keine Receptions⸗Anträge angenommen und keine nennung 
Aufnahmen vollzogen. 1. des Rittergutsbeſitzers Arthur Schlemmer in Kl. 
IV. Den zu II. genannten Atteſten ſind womöoͤg⸗ Wattkowitz zum Standesbeamten für den XVII. 
lich gleich die erſten praenumerando zu zahlenden halb⸗ Standesamtsbezirk, Watikowitz, Kreiſes Stuhm, 
lährigen Beiträge beizufügen, die nach dem Tarife zu ſtatt des Gutsbeſitzers Friedrich John in Gr. Watt⸗ 
dem Geſetze vom 17. Mai 1856 ſehr leicht berechnet kowitz, 4 
werden können. Dieſer Tarif ift in der Geſetz⸗Samm⸗ 2. des Gutsbeſitzers Friedrich John in Gr. Wattko⸗ 
lung für 1856 S. 479 ff. abgedruckt und Jedermann witz zum Stellvertreter des Standesbeamten für 
zugänglich. Bei Berechnung der Alter iſt jedoch der den gedachten Bezirk, ſtatt des Rittergutsbeſitzers 
§. 5. des Reglements zu beachten, wonach einzelne Arthur Schlemmer in Kl. Wattkowitz, 
Monate unter Sechs gar nicht, vollendete Sechs Mo, hierdurch zur öffentlichen Kenntniß. * 
in aber und darüber als ein ganzes Jahr gerechnet | 
erden, 


Königsberg, den 11. Januar 1878, 
Der Ober⸗Präſident 507 Provinz Preußen. 


Stundungen der erſten Beiträge oder einzelne Theil. v. Horn. Wann 
zahlungen zur Tilgung derſelben ſind unſtatthaft, und 28 an 
vor vollſtändiger Einſendung der tarifmäßigen Gelder 3) Bekanntmachung. 


und der vorgeſchriebenen Atteſte kann unter keinen Um⸗ Unter Bezugnahme auf meine Bekanntmachung 
ſtänden eine Reception bewirkt werden. vom 21. November v. J. bringe ich zur öffentlichen 

V. Was die Feſtſetzung des Betrages der zu ver ⸗ Kenntniß, daß die Ernennung des Lehrers Cymanowski 
ſichernden Penſion betrifft, fo haben hierüber nicht wir, in Glubczyn zum Stellvertreter des Standesbeamten 
ſondern die den Recipienden vorgeſetzten Dieuſtbehörden für den VIII. Standesamtsbezirk, Glubczyn, Kreiſes 
zu beſtimmen. Es kann daher hier nur im Allgemeinen Flatow, nicht in Vollzug getreten iſt, und daß nun⸗ 
bemerkt werden, daß nach den, höheren Orts erlaſſenen mehr dem Rittergutsbeſitzer und Gutsvorſteher Roggen⸗ 
Verordnungen die Penſion mindeſtens dem fünften Theile bau in Auguſtowo das gedachte Amt übertragen 
des Dienſteinkommens gleich ſein muß, wobei jedoch zu worden iſt. 
berückſichtigen iſt, daß die Verſicherungen nur bon 25 Königsberg, den 12. Januar 1878. 

Thlr. bis 500 Thlr. incl., immer mit 25 Thlr. fteir Der Oberpräſident der Provinz Preußen. 
gend, ſtattfinden können. v. Horn. 

VI. Bei ſpäteren Benfions- Erhöhungen, die 
in Beziehung auf die Beiträge, Probejahre u. ſ. A) In dem von dem Provinziallandtage durch Beſchluß 
w. als neue, von den älteren unabhängige Verſiche⸗ vom 12. Oktober 1876 feftgeftellten Haupt⸗Etat der 
rungen und nur in ſofern mit dieſen gemeinſchaftlich Verwaltung des Provinzialverbandes von Preußen für 
betrachtet werden, als ihr Geſammibetrag die Summe das Jahr 1877 ſind die Provinzialabgaben für das 
1 wie 101 75 7 (zu I. 1. bis 3.) und 55 laufende Jahr wie folgt feſtgeſetzt: 

r. (zu V.) ni berſteigen darf, iſt die aber iträ 
malige Beibringung der a 11 erforder⸗ I. rd nini fes m 
lich, ſondern nur die Anzeige der älteren Receptions⸗ F 
Nummer, ein neues vorſchriftsmäßiges Geſundheitsatteft 
und, wenn die zu I. 1. bis 3. bezeichneten Grenzen über⸗ 
ſchritten werden ſollen, ein amtliches Atteſt über die ver⸗ 
änderte Stellung und Beſoldung, reſp. über die etwa 
Eher n anne, Auch die Beträge der 

rhöhungen müſſen wie die erfte r unge 
25 ohne Gene theilbar ſein. Veen 

VII. Da wir im Schlußſatze der Receptions⸗ 
Documente ftets förmlich und rechtsgültig über die erſten 
balbfährlichen Beiträge quittiren, ſo werden beſondere 
Quittungen über dieſelben, wie ſie ſehr häufig von uns 
W werden, unter keinen Umſtänden ertheilt. 

erlin, den 17. September 1872. 

9 General⸗ Direction 

der Königl. allgemeinen Wittwen⸗Verpflegungs⸗Anſtalt. 


II. Landarmenbeiträge 
1. für den Bezirk des oſtpreußiſchen 
Landarmen⸗Verbandes auf 5 307 750 M. 
2. für den Bezirk des weſtpreußi⸗ 
ſchen Landarmen⸗Verbandes auf 406 000,2 M. 
zuſammen auf 773 752,12 M. 
Gemäß Beſchluß des Provinziallandtages vom 
11. Oktober 1876, betreffend die Verlegung des Etats⸗ 
jahres, treten den vorſtehenden Beträgen für das erſte 
Quartal 1878 hinzu: 
I. Provinzial⸗Chauſſebau⸗ 
beiträge 86 500 M. 
II. Landarmenbeiträge 


Verordun Burghart. 1. 75 15 a a en 

erordnun en Landarmenfon N 50 M. 
rene der 2. für den Bezirk des weſtpreußi⸗ 7 

2 Bekanntmachung. ſchen Landarmenverbandes 5 116 500,53 M 

Unter Bezugnahme auf meine Bekanntmachung zuſammen 7 193 78,0% N. 


für das 1. Quartal 1878 aufzubringenden Provinzial⸗ 
Abgaben und zwar: 

* Provinzial⸗Chauſſeebau⸗ 

beiträge 432 500 M. 

II. Landarmenbeiträge 

1. für den Bezirk des oſtpreußi⸗ 

ſchen Landarmenverbandes 

2. für den Bezirk des weſtpreußi⸗ 

Landarmenverbandes 582 502, M 

2 * zuſammen 967 190,1 M. 

Bei Vertheilung vorſtehender Provinzialabgaben 

nach Maßgabe des 88 106 und 107 der Provinzial⸗ 

Ordnung vom 29. Juni 1875 und beziehungsweiſe der 

8 29 und 70 des preußiſchen Ausführungsgeſetzes 

zum Bundesgeſetz über een Sadr vom 
entfallen auf 


384 687, M. 


8. März 1871 die einzelnen Stadt: und 
Landkreiſe nachſtehende Beträge: 

1 Provinz. 
2 f su“ Landarmen⸗ Chauſſee⸗ 
8 Kreis. Beiträge. bau⸗Bei⸗ 
— träge. 
9 . AM Ad 

A. Regierungsbezirk 
Königsberg. 

1 Allenſtein 7 536 81 4 605 59 

2 Braunsberg 1138811 70717 

3 Pr. Eylau 11435 21 7328 72 

4 Fiſchhauſen 11974 18 7542 85 

5 Friedland 9 809 64 6 087 49 

6 Gerdauen 8 069 26 5098 56 

7 Heiligenbeil 9 665 70 6 139 74 

8 Heilsberg 10 186 50 6372 44 

9 Pr. Holland 10 874 46 6 772 11 
10 Königsberg Stadt 59 676 55 36 196 19 
11 r Land 13 621 21 8626 25 
12 Labiau 8748 29 5544 35 
13 Memel 13 993.24 8 96670 
14 Mohrungen 10 031083 6 42605 
15 Neidenburg 7 279 (17 4442 29 
16 Ortelsburg 633639 3 802 36 
17 Oſterode 9090 80 5 601 76 
18] Raſtenburg 11035 96 7 016 20 
19 Röſſel 872178 522624 
20 Wehlau 9 947 62 6303 50 

| Summa A. 249 422|71]155 170]96 
B. Regierungsbezirk 


| Gumbinnen. 


1 Angerburg 5 925 680 3846137 
2 Darkehmen 6 258004] 3889109 
3 Goldapp 587892 3 59295 


— — — — —⏑ 
Latus | 18062|64| 11 328041 


26 — 
Es betragen mithin die für das Jahr 1877 und 


. cs ————ů 

{ Provinz. 

& Landarmen⸗] Chauſſee⸗ 

5 Kreis. Beiträge.] bau⸗Bei⸗ 

2 träge. 

b al ee 
Transport 18 06264 11928 41 
4| Gumbinnen 9 908 76 3 681015 
5 Heydekrug 6 268 41 3 95708 
6 Inſterburg | 15 097 44 10 00816 
7 Johannisburg 6 228360 3 79563 
8 Lötzen 5 525 01] 3 35584 
9 Ly 709598 431499 
10 Niederung 1117014 7041/07 
11 Oletzko 5 197710 3271/97 
12 Pillkallen 8 06186 5 021ʃ31 
13 Ragnit 9 722,55 5 86741 
14 Sens urg 7 104 69 4 34683 
15 Stallupönen 9 678 56 5447104 
16 Tilfit 16 142 68 10 14060 


—5 &•Qn—— 1 
Summa B. 135 26479 83 577 49 


C. Regierungsbezirk | | 
Danzig. | 
1| Berent 10 909 35 3 65905 
2 Carthaus 11 956 36] 3 97639 
3 Danzig Stadt 80 513 56 25 284 02 
4 Land 33 433 20 12 167 25 
5 Elbing Stadt 20 816 810 6831 25 
6 Land 19 150 51 6 667 34 
9 Marienburg 46 215 59 15 568 26 
8 Neuſtadt 16 635 93 5673 69 
9, Pr. Stargardt 25 877 55 8483 40 
Summa C 265 5080860 88 31065 
D. Regierungsbezirk | 
Marienwerder. 
1 Culm 28 463 80 9 691 30 
2 Flatow 21250 86 7 603 05 
3 Graudenz 29 638 63 3 538 35 
4 Conitz 14 235 22 4 687 07 
5 Dt. Krone 25 386 73 8615 26 
60 Löbau 12 68379 4123 45 
7 Marienwerder 34 677 69 10 957 78 
8| Roſenberg 21 090 80 7079 39 
9 Schlochau 17 775 42 5 989 59 
10 Schwetz 25 736 57 8 447 96 
110 Strasburg 22454 98| 7511 12 
12| Stuhm 19 275 40 6 751 35 
130 Thorn 35 41665 11 41985 
14 Tuchel 8 907 25 3 025 38 
| Summa len 99379105 cha 


| Bu | 


h Provinz.⸗ 
= Landarmen⸗ Chauſſee⸗ 
5 Kreis. Beiträge. bau⸗Bei⸗ 
er träge. 
= . M_\3 

N | 
Wiederholung. | | | 
Reg Bez. Königsberg 249 422 71155 170 96 
Gumbinnen 135 264 79 83 577 49 
\ Summa A. B. 384 687 50 
Reg.⸗Bez. Danzig 265 50886 88 310 65 
2 Marienwerder 316 993 79 105 440 90 


Summa C. D. 582 502 65 | 
Summa|967 190|15 432 500 — 
Die laut Bekanntmachung vom 10. Februar 
v. J. (Amtsblatt Nr. 9 vom 28. Februar 1877) aus: 
eſchriebene 1. Rate der Provinzialabgaben pro 1877 
ommt auf vorſtehende Beträge in Anrechnung. 

Unter Bezugnahme auf § 111 der Provinzial⸗ 
ordnung vom 29. Juni 1875 bringe ich dies hiermit 
zur öffentlichen Kenntniß. 

Königsberg, den 19. Januar 1878. 
Der Landesdirektor der Provinz Preußen. 
Rickert. 


5) In den im Kreiſe Schwetz belegenen Oberför⸗ 
ſtereien Hagen, Bülowsheide, Oſche und Charlottenthal 
find mit Miniſterial Genehmigung nachſtehende Förſter⸗ 
etabliſſements erbaut und denſelben wie den dazu ge⸗ 
Mibin Forſtbeläufen folgende Namen beigelegt: 
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8) Betrifft die Prüfung der Lehrerinnen 
und Schulvorſteherinnen in Marienwerder 
pro 1878. 

Auf Grund der Prüfungsordnung für Lehrerinnen 
und Schulvorſteherinnen vom 24. April 1874 wird 
im Jahre 1878 in Marienwerder die Prüfung der 
Lehrerinnen vom 6. bis 11. September d. J. und die 
Prüfung der Schulvorſteherinnen am 11. September 
d. J. abgehalten werden. 

Die ſchriftliche Meldung zur Lehrerinnenprüfung 
erfolgt ſpäteſtens vier Wochen vor dem angeſetzten 
Termine bei dem unterzeichneten Collegium unter der 
beſtimmten Angabe, ob die Prüfung für Volks⸗ 
ſchulen oder für mittlere oder hohere Mädchen⸗ 
ſchulen gewünſcht wird. 2 

Der Meldung ſind beizufügen: 

1. ein ſelbſtverfertig er Lebenslauf, auf deſſen Titel⸗ 
blatte der vollſtändige Name, der Geburtsort, das 
Alter, die Confeſſion und der Wohnort der Be⸗ 
werberin anzugeben iſt, 
ein Tauf⸗ bezw. Geburtsſchein, durch welchen das 
vollendete achtzehnte Lebensjahr nachgewieſen 
ſein muß leine Alter⸗Dispens kann fortan 
nicht mehr ertheilt werden), 
die Zeugniſſe über die bisher empfangene Schul⸗ 
bildung und die etwa ſchon beſtandenen Prü⸗ 


fungen, 

ein amtliches Führungszeugniß und 

. ein von einem zur Führung eines Dienſtſiegels 
berechtigten Arzte ausgeſtelltes Atteſt über den 
Geſundheitszuſtand. 

Wird die Zulaſſung zur Prüfung ge⸗ 


in der Oberförfterei Hagen die Förſter⸗Etabliſſements neh migt, fo erfolgt fein beſonderer Beſchekd. 


Bernſtein und Dachsbau 


in der Oberförfterei Bülowsheide die Förſter⸗Cta⸗ 
5 bliſſements Althütte und Neuhütte 


4. 


2 


Eichwald 


in der Sberförſterei Charlottenthal das Förſter⸗ 
etabliffement Grüneck. ; n def 


Die ſchriftliche Meldung zur Schulvor⸗ 


ſteherinnenprüfung erfolgt ſpäteſtens drei Monate 
} vor dem angeſetzten Termine ebenfalls bei dem unter: 
in der Oberförfterei Oſche das Förſteretabliſſement zeichneten Collegium, und ſind derſelben außer den 


oben ad 1—5 aufgeführten Zeugniſſen noch 
die Ausweiſe darüber beizufügen, daß die Bewerberinnen 


mindeſtens fünf Jahre im Lehramte überhaupt thätig 


Ferner iſt das zu der Oberförſterei Charlotten⸗ geweſen iſt und mindeſtens zwei Jahre in Schulen 
thal gehörige Förſter⸗Etabliſſement Pfalzplatz in dem unterrichtet hat. 


Forſtbelaufe gleichen Namens aus dem Jagen 184 
nach dem Jagen 127 verlegt und das alte Etabliſſe 
ment abgebrochen worden. 
Marienwerder, den 10. Januar 1878. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


6) Der unter dem 8. Auguſt v. J. gegen den Vikar 
Anton Graduszewski zu Bruß erlaſſene Ausweiſungs⸗ 
befehl aus den Regierungsbezirken Marienwerder und 
Danzig wird hiermit zurückgenommen. 

Marienwerder, den 25. Januar 1878. 

nigliche Regierung. Abtheilung des Innern 
7) Die Rotzkrankheit unter den Pferden in Klein 
Brauſen, Kreiſes Roſenberg, iſt erloſchen. 

Marienwerder, den 18. Januar 1878. 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


Jeder Examinandin wird von uns unmittelbar 
nach der Meldung ein Thema zu einem Aufſatze aus 
der Erziehungs⸗ und Unterrichtslehre aufgegeben wer⸗ 
den, welche dieſelbe binnen acht Wochen, ſpäteſtens 
aber vierzehn Tage vor dem Prüfungstermine mit 
der Verſicherung einzureichen hat, keine anderen, als 
en ihr angegebenen Hilfsmittel dabei benutzt zu 

aben. 

Die perſönliche Meldung erfolgt am 
1. Tage der Prüfung, Morgens 7% Uhr, bei 
dem Herrn Regierungs- und SchulrathHenske, 
an den auch die Prüfungsgebühren von 12 Mark zu 
entrichten ſind. 

Königsberg, den 2. Januar 1878. 
Provinzial⸗Schul⸗Collegium. 
v. Horn. 


— 


9) Betrifft die Abhaltung der Abgangs⸗ 
Prüfung in derLehrerinnen⸗Bildungsanſtalt 
des Direktors Borrmann in Graudenz. 

Auf Grund der Prüfungsordnung für Lehrerinnen ꝛc. 
vom 24. April 1874 wird im Jahre 1878 in der 
Lehrerinnen⸗Bildungsanſtalt des Direktors Borrmann 
in Graudenz die Abgangsprüfung der Lehramts⸗Aſpi⸗ 
rantinnen vom 28. Mai bis 1. Juni d. J. abgehalten 
werden. Anderen Bewerberinnen kann die Theilnahme 
an dieſer Prüfung nur mit Genehmigung des Herrn 
Miniſters der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten geſtattet 
werden. | 

Königsberg, den 2. Januar 1878. 
Provinzial⸗Schul⸗Collegium. 
v. Horn. 


10) Im laufenden Jahre beginnt die Reorganiſation 
der biefigen Provinzial Gewerbeſchule, nach dem Plane 
für die Umgeſtaltung und Errichtung der Gewerbe⸗ 
ſchulen in Preußen vom 21. März 1870, durch Ein⸗ 
richtung von zwei unteren und einer oberen Klaſſe, 
jedoch mit der Modifikation, daß in der oberen Klaſſe 
(Fachklaſſe) die 3 beſonderen techniſchen Abtheilungen 
ortfallen. 

w Der Zweck der hiefigen reorganiſirten Gewerbe: 
ſchule iſt, ſolchen jungen Leuten, welche die Ausübung 
der höheren Gewerbe als künftigen Lebensberuf wählen, 
diejenige wiſſenſchaftliche Vorbildung zu gewähren, welche 
ſie zu einem erfolgreichen Beſuche der kechniſchen Hoch⸗ 


ſchulen b⸗fähigt. 

Nach Durchführung der Reorganiſation werden 
der hieſigen Gewerbeſchule die folgenden Rechte zu⸗ 
ſtehen: 

b für diejenigen Schüler, welche die Reife für die 

obere Klaſſe (Fachklaſſe) erworben haben, 5 

a. die Zulaſſung zum einjährig freiwilligen Mili⸗ 
tärdienſte, * 

b. die Zulaſſung zur Feldmeſſer⸗Prüfung, 

2. für diejenigen Schüler, welche die Entlaſſungs⸗ 

prüfung abgelegt haben, * 

a. die Zulaſſung zum Studium auf der Königl. 
Gewerbeakademie zu Berlin und den ihr 
gleichgeſtellten techniſchen Hochſchulen, 

b. die Zulaſſung zum Studium und zu den 
Staatsprüfungen im Maſchinenfache, ſowie 
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zur Anſtellung als Maſchinenbeamter im 

höheren Staatsdienſte. 

Nähere Auskunft ertheilt der Direktor Kücker 
hierſelbſt, Wilhelmſtraße 7, III. 

Stettin, den 14. Januar 1878. 

Das Curatorium der Gewerbeſchule. 
Benſemann, Regierungsrath. 

Vorſtehendes wird hierdurch zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht. 

Stettin, den 14. Januar 1878. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
11) In Folge des Bundesraths⸗Beſchluſſes vom 15. 
Noveinber v. J. tritt an Stelle der zum §. 48. des 
Betriebs⸗Reglements für die Eiſenbahnen Deutſchlands 
vom 11. Mai 1874 und des Betriebs⸗-Reglements des 
Vereins deutſcher Eiſenbahn⸗Verwaltungen vom 1. 
Juni 1876 erlaſſenen Beſtimmung über die Verpackung 
und Beförderung gemahlener Holzkohle die nachfolgende 
Beſtimmung ſofort in Kraft: 

Friſch geglühte Holzkohle in gemahlenem oder 
körnigem Zuſtande wird zum Transport nur zu⸗ 
gelaſſen, entweder in luftdicht verſchloſſenen Be⸗ 
hältern aus ſtarkem Eiſenblech oder in luftdichten, 
aus mehrfachen Lagen ſehr ſtarken und ſteifen 
gefirnißten Pappdeckels gefertigten Fäſſern (ſoge⸗ 
nannten amerikaniſchen Fäſſern), deren beide En⸗ 
den mit eiſernen Reifen verſehen, deren Boden⸗ 
ſtücke aus ſtarkem abgedrehten Holze mittelſt ei⸗ 
ſerner Holzſchrauben an die eiſernen Reife ge⸗ 
ſchraubt und deren Fugen mit Papier oder Lein⸗ 
wandftreifen ſorgfältig verklebt find. 

Wird gemahlene oder körnige Holzkohle zum 
Transport aufgegeben, ſo muß aus dem Fracht⸗ 
briefe zu erſehen ſein, ob ſie ſich im friſch ge⸗ 
glühten Zustande befindet oder nicht. Fehlt im 
Frachtbriefe eine ſolche Angabe, ſo wird Erſteres 
angenommen und die Beförderung nur in der 
vorgeſchriebenen Verpackung zugelaſſen. 
Bromberg, den 4. Januar 1878. 

Königliche Direktion der Ostbahn. 
Perſonal⸗Chronik. 
12) Des Kaiſers und Königs Majeſtät haben dem 
Kreis⸗Steuer⸗Einnehmer Paarmann in Culm bei 
feinem Uebertritt in den Ruheſtand den Charakter als 
Rechnungs⸗Rath zu verleihen geruht. 


j ...s 
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